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Vorblatt 


Gesetzentwurf 

zur Änderung sozial- und beamtenrechtlicher 
Vorschriften über Leistungen für verheiratete Kinder 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Im Kindergeldrecht, im Recht der gesetzlichen Unfall- und Ren- 
tenversicherung, im Kriegsopfer- und im Soldatenversorgungs- 
recht sowie im Beamtenrecht des Bundes und der meisten Bun- 
desländer werden auf Grund der sog. Verheiratetenklauseln 
Leistungen, die den Eltern für ihre Kinder oder den Waisen als 
Hinterbliebenenbezüge gewährt werden, nicht für verheiratete 
Kinder oder Waisen gezahlt. Die Verheiratetenklauseln wirken 
sich vor allem zu Lasten von Kindern und Waisen aus, die nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres in weiterführender Ausbildung 
stehen. 

Die Verheiratetenklauseln sind nicht mehr zeitgemäß und vom 
Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt worden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht grundsätzlich die Streichung der Ver- 
heiratetenklauseln mit Wirkung vom 1. Juni 1970 vor. 


C. Alternativen 

Keine. 
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D. Kosten 

Durch dieses Gesetz ergibt sich im wesentlichen folgende jähr- 
liche Belastung: 

Für 

den Bund (einschließlich Bundesbahn 

und Bundespost) 17,0 Millionen DM, 

die Länder und Gemeinden (nach Ände- 
rung ihrer Gesetze entsprechend der 
in diesem Gesetz vorgesehenen Ände- 
rung des Beamtenrahmenrechts) 8,4 Millionen DM, 

die Sozialversicherungsträger 
(ohne Knappschaft) 


36,0 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. Oktober 1970 

1/4 (III/2) — 28001 — Vo 8/5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung sozial- und beamtenrechtlicher 
Vorschriften über Leistungen für verheiratete 
Kinder 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 356. Sitzung am 2. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf die als Anlage 2 beigefügte Stellungnahme beschlossen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung sozial- und beamtenrechtlicher Vorschriften über 
Leistungen für verheiratete Kinder 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 2 Abs. 2 des Bundeskindergeldgesetzes vom 
14. April 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 265), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Bundeskindergeldgesetzes vom .... 

(Bundesgesetzbl. I S ), wird wie 

folgt geändert: 

1. Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, 
über die Vollendung des fünfundzwanzig- 
sten Lebensjahres hinaus jedoch nur, wenn 
ihr Ehegatte außerstande ist, sie zu unter- 
halten, oder". 

2. In Satz 1 werden die Worte „und unverheiratet 
sind" gestrichen. 

Artikel 2 

In § 583 Abs. 3 Satz 1, § 1262 Abs. 3 Satz 2 und 
§ 1267 Satz 2 der Reichsversicherungsordnung wird 
jeweils das Wort „unverheiratetes" gestrichen. 

Artikel 3 

In § 39 Abs. 3 Satz 2 und § 44 Satz 2 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes wird jeweils das Wort 
„unverheiratetes" gestrichen. 

Artikel 4 

In § 60 Abs. 3 Satz 2 und § 67 Satz 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes wird jeweils das Wort „un- 
verheiratetes" gestrichen. 


Artikel 5 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundesge- 
setzbl. I S. 141, ber. I S. 180), zuletzt geändert 
durch das Zweite Anpassungsgesetz - — KOV vom 
10. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1029), wird wie 
folgt geändert: 


1. In § 27 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „und 
eigene Mittel" ersetzt durch die Worte „und 
dessen Ehegatten sowie Mittel des Beschädigten". 

2. § 27 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Erziehungsbeihilfen werden längstens bis zur 
Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebens- 
jahres des Kindes gewährt." 

3. In § 33 b Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „unver- 
heiratet" gestrichen und am Ende von Buch- 
stabe c angefügt: 

„ , über die Vollendung des siebenundzwanzig- 
sten Lebensjahres hinaus jedoch nur, wenn sein 
Ehegatte außerstande ist, es zu unterhalten." 

4. In § 45 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „unverhei- 
ratete" gestrichen und am Ende von Buchstabe c 
angefügt: 

„ , über die Vollendung des siebenundzwanzig- 
sten Lebensjahres hinaus jedoch nur, wenn ihr 
Ehegatte außerstande ist, sie zu unterhalten." 

Artikel 6 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I 

5. 339), wird wie folgt geändert: 

1. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sich verheiratet oder" gestrichen. 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

„2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie sich verheiratet,"; 

die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3, die 
bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

c) In Absatz 2 wird das Wort „ledige" gestri- 
chen. 

2. In § 89 Abs. 2 werden die Worte „und Waise 
auch die Verheiratung, die Witwe auch" durch 
die Worte „auch die Verheiratung und" ersetzt. 
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Artikel 7 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1776), zuletzt geändert durch das Siebente 
Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 339), wird 
wie folgt geändert; 

1. § 164 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sich verheiratet oder'" gestrichen. 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

„2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie sich verheiratet,“; 

die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3, die 
bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

c) In Absatz 2 wird das Wort „ledige“ gestrichen. 

2. § 165 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Bezug von Einkünften nach § 158 oder 
§§ 160 bis 160 b, die Witwe auch die Verhei- 
ratung (§ 164 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) und An- 
sprüche nach § 164 Abs. 3 Satz 1 zweiter 
Halbsatz,“. 

Artikel 8 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2201), geändert durch das Siebente 
Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 339), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 18 Abs. 6 wird gestrichen; der bisherige Ab- 
satz 7 wird Absatz 6. 

2. In § 27 werden in Absatz 1 Satz 1 die Zahl „6“ 
durch die Zahl „5“ und in Absatz 2 Satz 1 die Zahl 
„7" durch die Zahl „6“ ersetzt. 

3. In § 57 wird die Zahl „6“ durch die Zahl „5“ 
ersetzt. 


Artikel 9 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 


gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das Zweite 
Anpassungsgesetz — KOV vom 10. Juli 1970 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt geändert: 

1. § 59 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sich verheiratet oder“ gestrichen. 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

„2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie sich verheiratet,“; 

die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3, die 
bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „ledige“ 
gestrichen. 

2. § 60 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Bezug von Einkünften nach § 53 oder 
§§ 55 bis 55 b, die Witwe auch die Verhei- 
ratung (§ 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) und An- 
sprüche nach § 59 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halb- 
satz,“. 

Artikel 10 

Ist nach den Gesetzen, die durch die vorstehenden 
Vorschriften geändert werden, zur Gewährung der 
Leistung ein Antrag erforderlich, so gilt ein Antrag 
auf eine Leistung nach diesem Gesetz, der binnen 
eines Jahres nach der Verkündung dieses Gesetzes 
gestellt wird, als am 1. Juni 1970 gestellt. 

Artikel 11 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme von Artikel 9 
nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 12 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 
1970 in Kraft. 

(2) Die durch dieses Gesetz vorgenommenen Än- 
derungen gelten auch für die Zeit vor dem 1. Juni 
1970, wenn der Anspruch auf die Leistung vor die- 
sem Zeitpunkt geltend gemacht und darüber nicht 
aufgrund des damals geltenden Rechts bereits eine 
nicht mehr anfechtbare Entscheidung getroffen wor- 
den ist. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Im Kindergeldrecht, im Recht der gesetzlichen Ren- 
ten- und Unfallversicherung, im Kriegsopfer- und im 
Soldatenversorgungsrecht sowie im Beamtenrecht 
des Bundes und der meisten Bundesländer werden 
auf Grund der sogenannten Verheiratetenklauseln 
Leistungen, die allgemein den Eltern für ihre Kinder 
oder den Waisen als Hinterbliebenenbezüge ge- 
währt werden, nicht für verheiratete Kinder oder 
Waisen gezahlt. Die Verheiratetenklauseln wirken 
sich vor allem zu Lasten von Kindern und Waisen 
aus, die im Alter von 18 oder mehr Jahren in wei- 
terführender Ausbildung stehen. Von geringerer 
praktischer Bedeutung sind sie für die kleine Gruppe 
von Kindern und Waisen, die in den genannten 
Leistungsbereichen als Gebrechliche, ein freiwilliges 
soziales Jahr Leistende oder — nur im Kindergeld- 
recht — Haushaltshilfen berücksichtigt werden. Die 
Regelungen beruhen auf der Annahme, daß typi- 
scherweise nur derjenige heiratet, der selbst oder 
dessen Ehegatte in der Lage ist, für den Unterhalts- 
bedarf der Eheleute aufzukommen. 

Diese Annahme ist durch die neuere Entwicklung zu 
einem erheblichen Teil überholt worden. Der Anteil 
der Verheirateten an der Gesamtzahl der in Aus- 
bildung befindlichen jungen Menschen ist in den 
letzten Jahren stark gestiegen und beträgt z. B. bei 
den an wissenschaftlichen Hochschulen Studierenden 
durchweg mehr als 10 v. H. In vielen Fällen be- 
finden sich beide Ehepartner noch in Ausbildung 
und stehen daher wirtschaftlich noch nicht auf eige- 
nen Füßen. Daher ist es angemessen, die Verheira- 
tetenklauseln den veränderten Verhältnissen anzu- 
passen. 

Es ist nicht ausreichend, die von den Verheirateten- 
klauseln Betroffenen, die in Ausbildung stehen, auf 
die Möglichkeit der Inanspruchnahme der individu- 
ellen Ausbildungsförderung zu verweisen. Die bun- 
des- und landesrechtlichen Vorschriften über die 
Ausbildungsförderung gehen von der Pflicht der El- 
tern aus, für die Ausbildung nicht nur ihrer unver- 
heirateten, sondern auch ihrer verheirateten Kinder 
aufzukommen; sie sehen die Anrechnung des die 
maßgeblichen Freibeträge übersteigenden Einkom- 
mens und Vermögens der Eltern auf den Bedarf des 
verheirateten wie des unverheirateten Auszubilden- 
den vor. Auch die Eltern verheirateter Kinder be- 
dürfen daher der Entlastung, die den Eltern unver- 
heirateter Kinder durch die Gewährung der für Kin- 
der bestimmten sozial- und beamtenrechtlichen Lei- 
stungen zuteil wird. Bei wirklichkeitsnaher Betrach- 
tung kann die häufig noch gegebene wirtschaftliche 
Abhängigkeit der in Ausbildung stehenden verhei- 
rateten Kinder und Waisen von ihren Eltern oder 
— bei deren Tod — von den an ihre Stelle tretenden 
Versicherungs- oder Versorgungsträgern nicht vom 
Zeitpunkt der Eheschließung an unberücksichtigt 


bleiben. Die demnach gebotene Änderung der Ver- 
heiratetenklauseln dient auch einer besseren Har- 
monisierung des Sozial- und des Beamtenrechts mit 
den Ausbildungsförderungs- und dem Unterhalts- 
recht. Zur besseren Harmonisierung mit dem Unter- 
haltsrecht erscheint es sinnvoll, die Verheirateten- 
klauseln nicht nur für die hauptsächlich von ihnen 
Betroffenen (die in Ausbildung Stehenden), sondern 
für sämtliche von ihnen betroffenen Personengrup- 
pen zu ändern. 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluß vom 
27. Mai 1970 — 1 BvL 22/63 und 27/64 — , der der 
Öffentlichkeit am 15. Juli 1970 bekanntgeworden 
ist, festgestellt, daß die Verheiratetenklauseln bei 
den Waisenrenten der Angestellten- und der Ar- 
beiterrentenversicherung (§ 44 Abs. 1 Satz 2 AVG, 
§ 1267 Abs. 1 Satz 2 RVO) mit Artikel 6 Abs. 1 des 
Grundgesetzes unvereinbar sind, „soweit über 18 
Jahre alte Waisen, die sich in Schul- oder Berufs- 
ausbildung befinden, wenn sie verheiratet sind, in 
jedem Fall vom Bezug der Waisenrente ausgeschlos- 
sen werden". Das gleiche hat es mit Beschluß vom 
14. Juli 1970 — 1 BvR 191/67 — für die Verheira- 
tetenklausel bei der Waisenrente der Kriegsopfer- 
versorgung (§ 45 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a BVG) 
festgestellt. Die entsprechende Verheiratetenklausel 
des Kindergeldrechts (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BKGG) 
hat es mit Beschluß vom 14. Juli 1970 — 1 BvL 10/67 

— für unvereinbar mit Artikel 3 Abs. 1 in Verbin- 
dung mit Artikel 6 Abs. 1 des Grundgesetzes erklärt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat es dem Gesetz- 
geber überlassen, die für verfassungswidrig erklär- 
ten Verheiratetenklauseln zu streichen oder nur 
verfassungskonform aufzulockern (oder etwa die 
Berücksichtigung des Tatbestandes „Ausbildung" 
ausschließlich in einer Neuordnung der Berufsaus- 
bildungsförderung zu regeln). 

Demnach würde es genügen, die Leistungen für 
Verheiratete nur für den Fall zu gewähren, in dem 
der Ehegatte nicht in der Lage ist, den Unterhalts- 
bedarf der jungen Familie zu decken. Hierbei würde 
man aber, um die Regelungen praktikabel und nicht 
allzu verwaltungsaufwendig zu gestalten, die Tat- 
bestände typisieren müssen. Die darin liegende Ver- 
gröberung würde wiederum Härten mit sich brin- 
gen. Um dies zu vermeiden, sieht der Entwurf 
allgemein die Streichung der Verheiratetenklauseln 
vor. Durch diese großzügige Lösung werden zwar 
auch Personen begünstigt, die dieser Begünstigung 

— z. B. wegen hinreichender Einkünfte des Ehe- 
gatten eines in Ausbildung Stehenden — nicht be- 
dürfen. Nach Ansicht der Bundesregierung kann 
dies aber eher in Kauf genommen werden als die 
mit einer Auflockerung der Verheiratetenklauseln 
verbundenen materiell-rechtlichen und verwaltungs- 
mäßigen Nachteile. Die Streichung der Verheirate- 
tenklauseln ist um so eher vertretbar, als im allge- 
meinen die in Frage stehenden öffentlichen Lei- 
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stungen für Kinder oder Wuisen nur solange ge- 
währt werden, wie die Kinder oder Waisen das 
25. oder 27. Lebensjahr nicht vollendet haben. So- 
weit im Kindergeldrecht und im Kriegsopfer versor- 
gungsrecht keine Höchstaltersgrenze gilt — bei Ge- 
brechlichkeit des Kindes — , bedarf es allerdings 
einer Einschränkung (Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 5 
Nr. 3 und 4 des Entwurfs); der Verwaltungsaufwand, 
der sich daraus ergibt (Einkommensprüfungen), ist 
wegen der geringen Zahl der einschlägigen Fälle 
unbedeutend. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Für die Berücksichtigung von Kindern, die wegen 
körperlicher oder geistiger Gebrechen außerstande 
sind, sich zu unterhalten, gilt im Kindergeldrecht 
nicht die dort allgemein maßgebliche Höchtsalters- 
grenze (Vollendung des 25. Lebensjahres). Das ist 
für unverheiratete Gebrechliche gerechtfertigt, weil 
die Gebrechlichkeit und damit die Belastung der 
Eltern der unverheirateten Gebrechlichen in der 
Regel zeitlich nicht begrenzt sind. Verheiratete Ge- 
brechliche, die von ihrem Ehegatten voll unterhal- 
ten werden können, brauchen dagegen nicht mehr 
von ihren Eltern unterhalten zu werden. Demgemäß 
wäre es unangemessen, sie nach Erreichung der im 
Kindergeldrecht für die anderen Kindergruppen 
geltenden Höchtaltersgrenze auch dann noch bei 
ihren Eltern zu berücksichtigen, wenn ihr Ehegatte 
sie voll unterhalten kann. 


Zu den Artikeln 2 bis 4 

In den Bereichen der gesetzlichen Unfallversicherung 
und der gesetzlichen Rentenversicherungen gilt die 
Höchstaltersgrenze (Vollendung des 25. Lebensjah- 
res) für alle Gruppen von Kindern und Waisen, also 
auch für die Gebrechlichen. Daher ist hier eine un- 
eingeschränkte Streichung derVerheiratetenklauseln 
angemessen. 

Zu Artikel 5 

Zu Nummer 1 

Die Gewährung der Erziehungsbeihilfen nach § 27 
des Bundesversorgungsgesetzes ist davon abhängig, 
daß für die Erziehung und Ausbildung der Waise 
oder des Kindes nicht anderweitig Mittel in aus- 
reichendem Umfang zur Verfügung stehen, und 
zwar bei Bezugsberechtigung einer Waise: Mittel 
der Waise und ihrer unterhaltspflichtigen Ange- 
hörigen (§ 27 Abs. 2 BVG), bei Bezugsberechtigung 
des Beschädigten: Mittel des Kindes oder des Be- 
schädigten (§ 27 Abs. 3 Satz 1 BVG). Bei Streichung 
der Verheiratetenklauseln zählen zu den Mitteln der 
unterhaltspflichtigen Angehörigen einer Waise nach 
Wortlaut und Sinn des § 27 Abs. 2 BVG auch die 
Mittel des Ehegatten. Dasselbe Ergebnis muß wegen 


Gleichheit der Interessenlage auch für den Bereich 
des § 27 Abs. 3 Satz 1 BVG erreicht werden,* hierzu 
bedarf der Wortlaut des § 27 Abs. 3 Satz 1 der Er- 
gänzung. 

Zu Nummer 2 

Die Erziehungsbeihilfe nach § 27 Abs. 3 BVG wird 
— wie die nach § 27 Abs. 2 BVG — längstens bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres gewährt. Daher ist 
hier eine uneingeschränkte Streichung der Verheira- 
tetenklausel angemessen. 

Zu Nummern 3 und 4 

Der Kinderzuschlag und die Waisenrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz werden für Personen, die 
infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen außer- 
stande sind, sich zu unterhalten, über die Vollen- 
dung des 27. Lebensjahres hinaus gewährt, wenn die 
Gebrechlichkeit vor Erreichung dieser Altersgrenze 
eingetreten ist. Eine zeitliche Begrenzung besteht in 
diesen Fällen nicht. Aus den zu Artikel 1 Nr. 1 ge- 
nannten Gründen bedarf dies für Verheiratete einer 
Einschränkung. 

Zu den Artikeln 6 bis 9 

Auch nach dem Besoldungsrecht sowie nach dem 
Beamten- und dem Soldatenversorgungsrecht wer- 
den Kinderzuschlag und Waisengeld für Personen, 
die wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen 
dauernd erwerbsunfähig sind, über die sonst maß- 
gebliche Höchstaltersgrenze (Vollendung des 27. Le- 
bensjahres) hinaus gewährt, allerdings nur, wenn die 
Erwerbsunfähigkeit vor Erreichung dieser Alters- 
grenze eingetreten ist. Für diese Fälle bedarf es aber 
im Zusammenhang mit der Streichung der Verhei- 
ratetenklauseln keiner ausdrücklichen Einschrän- 
kung, die der für das Kindergeldrecht erforderlichen 
entspricht. Denn im Besoldungsrecht sowie im Be- 
amten- und im Soldatenversorgungsrecht werden die 
Leistungen für gebrechliche Kinder oder Waisen, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben, allgemein 
nur oder nur in voller Höhe gewährt, wenn diese 
kein eigenes Einkommen von mehr als dem Drei- 
fachen des Kindergeldzuschlags monatlich haben 
(§ 18 Abs. 3 Satz 1 BBesG; Richtlinien Nr. 4 Abs. 4 zu 
§ 164 BBG und Nr. 1 zu § 59 SVG). Als Einkommen 
im Sinne dieser — ■ nach den genannten Richtlinien 
auch für den Bereich der Versorgung' maßgeb- 
lichen — besoldungsrechtlichen Vorschrift ist auch 
der vom Ehegatten gewährte Unterhalt anzusehen. 
Daher ist es hier — anders als im Kindergeldrecht — 
nicht nötig, die Gewährung der Leistungen für ver- 
heiratete Gebrechliche ausdrücklich davon abhängig 
zu machen, daß der Ehegatte außerstande ist, den 
Unterhalt zu bestreiten. 


Zu Artikel 10 

Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 des Bundeskindergeldgesetzes 
wird Kindergeld rückwirkend nur für die letzten 
sechs Monate vor Beginn des Monats gewährt, in 
dem der Antrag auf Kindergeld beim örtlich zustän- 
digen Arbeitsamt eingeht. Soweit die Streichung 
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der Verheiratetenklauseln rückwirkend vorgenom- 
men wird, bedarf es einer Ausnahme von dieser 
kindergeldrechtlichen Vorschrift, damit die Rückwir- 
kung den dadurch zu Begünstigenden voll zugute 
kommen kann. 

Ähnliches gilt für die rückwirkend zu gewährenden 
Leistungen aus der Kriegsopferversorgung und für 
die rückwirkend wiederauflebenden Waisenbezüge 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen. Denn in 
der Kriegsopferversorgung gehört der Antrag auf 
Gewährung der Leistungen ■ — von einigen Aus- 
nahmen abgesehen — zu den Anspruchsvorausset- 
zungen (§ 1 Abs. 1, § 60 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1, 
§ 61 BVG), und die wiederauflebenden Waisenbe- 
züge aus der Rentenversicherung werden erst vom 
Beginn des Antragsmonats an gezahlt (vgl. z. B. 
§ 1290 Abs. 3 RVO). 

Die in Artikel 10 vorgesehene Regelung soll nicht 
nur diesen Gesichtspunkten, sondern darüber hin- 
aus der Tatsache Rechnung tragen, daß eine neue 
Regelung häufig den dadurch Begünstigten erst ge- 
raume Zeit nach Verkündung des Änderungsge- 
setzes bekannt wird. 


Zu Artikel 12 

Die Gründe, die dafür sprechen, die Verheirateten- 
klauseln zu streichen und nicht nur aufzulockern, 
gelten auch, soweit eine rückwirkende Inkraftset- 
zung des Änderungsgesetzes geboten ist. 

Zu Absatz 1 

Das Bundesverfassungsgericht hat in den erwähn- 
ten Beschlüssen die Verfassungswidrigkeit ohne 
zeitliche Beschränkung festgestellt. Verfassungspoli- 
tisch, wenn nicht gar verfassungsrechtlich erscheint 
es daher geboten, die Gesetzesänderungen mit Be- 
ginn des Monats wirksam werden zu lassen, der auf 
den Monat folgt, in dem der erste der genannten 
Beschlüsse (vom 27. Mai 1970) gefaßt worden ist. 
Dasselbe muß wegen Gleichheit der Interessenlage 
auch für die in dem Entwurf vorgesehenen Ände- 
rungen derjenigen Vorschriften gelten, über deren 
Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz das Bundesver- 
fassungsgericht bisher nicht entschieden hat. 

Zu Absatz 2 

Soweit noch Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren 
anhängig sind, in denen die Anwendbarkeit der 
Verheiratetenklauseln für die Zeit vor dem 1. Juni 
1970 in Frage steht, muß sichergestellt werden, daß 
die Entscheidungen auf verfassungskonformer 
Grundlage ergehen können. Es ist dagegen nicht ge- 
boten, unanfechtbar gewordene Bescheide, die auf 
der Anwendung verfassungswidriger Vorschriften 
(hier: der Verheiratetenklauseln) beruhen, rück- 
wirkend aufzuheben (vgl. BVerfGE 20/230 ff.). 

Ein Anspruch ist geltend gemacht worden, wenn 
seine Erfüllung unter Wahrung der für den Rechts- 
bereich allgemein geltenden Vorschriften so ein- 
deutig begehrt worden ist, daß nach Lage der Dinge 
hierüber in Form eines sogenannten rechtsmittel- 
fähigen Bescheides zu entscheiden war. Dennoch 


sind die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht er- 
füllt, wenn lediglich eine auf den konkreten Fall be- 
zogene Rechtsauskunft über die Gewährung einer 
Leistung für oder an einen Verheirateten eingeholt 
worden ist und der um die Auskunft Nachsuchende 
sich mit einer negativen Auskunft abgefunden hat. 

Absatz 2 ist eine abschließende Regelung in dem 
Sinne, daß in anderen als den dort umschriebenen 
Fällen Leistungen für die Zeit vor dem 1. Juni 1970 
nicht gewährt werden können. Dies ist auch nicht 
auf Grund von Regelungen möglich, wie sie z. B. in 
§§ 627 und 1300 RVO sowie in § 40 des Gesetzes 
über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver- 
sorgung enthalten sind. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

Durch dieses Gesetz wird der Bund (einschließlich 
Bundesbahn und Bundespost) zusätzlich jährlich mit 
folgenden Kosten belastet: 

a) Kindergeld 4,4 Millionen DM 

b) Kinderzuschlag, Kinderanteil 
im Ortszuschlag (bei Beamten 
und Angestellten) und Sozial- 
zuschlag (bei Arbeitern) nach 
dem Recht des öffentlichen 
Dienstes sowie Waisengeld 
nach dem Recht des öffentli- 
chen Dienstes (einschließlich 


Zusatzversorgung) 7,6 Millionen DM 

c) Knappschaftliche Rentenver- 
sicherung 4,0 Millionen DM 

d) Kriegsopferversorgung und 

Soldatenversorgung 1,0 Millionen DM 

gesamt ... 17,0 Millionen DM. 


Soweit diese Kosten auf Leistungszeiten des Jahres 

1970 oder früherer Jahre entfallen, werden sie — da 
nicht mit einer früheren Verkündung und Durchfüh- 
rung des Gesetzes zu rechnen ist — erst im Jahre 

1971 anfallen. Diese Kosten sowie die auf Leistungs- 
zeiten des Jahres 1971 bis 1974 entfallenden Kosten 
können voraussichtlich mit aus den im Haushalt 

1971 und im Finanzplan des Bundes für die Jahre 

1972 bis 1974 vorgesehenen Ansätzen gedeckt wer- 
den. 

Die Änderung der in förmlichen Gesetzen enthal- 
tenen Verheiratetenklauseln macht eine gleichartige 
Änderung der für das Recht der Wiedergutmachung 
durch Rechtsverordnung eingeführten Verheirate- 
tenklauseln erforderlich (§ 7 Abs. 3 der 1. DV-BEG 
i. d. F. vom 13. April 1966 — Bundesgesetzbl. I 
S. 292 — , §§ 25 a und 35 c der 3. DV-BEG i. d. F. der 
Verordnung vom 28. April 1966 — Bundesgesetzbl. I 
S. 300 — ). Hierdurch ergibt sich ein jährlicher Mehr- 
aufwand von etwa 1 Million DM, mit dem der Bund 
und die Länder je zur Hälfte belastet werden. 

Die Länder und Gemeinden werden nach Änderung 
ihrer Gesetze entsprechend den in diesem Gesetz- 
entwurf vorgesehenen Änderungen des Rahmen- 
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rechts mit zusätzlichen Kosten in Höhe von 8,4 Mil- 
lionen DM jährlich belastet. Außerdem muß mit 
einer zusätzlichen Belastung der Sozialversiche- 
rungsträger (ohne Knappschaft) in Höhe von 36 Mil- 
lionen DM jährlich gerechnet werden. 

Die Ausgaben dürften überwiegend in den Konsum 
gelangen. Ihre Auswirkungen auf das Preisniveau 


hängen von der konjunkturellen Situation im näch- 
sten Jahr ab, die sich zur Zeit noch nicht mit Sicher- 
heit prognostizieren läßt. Auf jeden Fall sind sie 
quantitativ sehr gering. Unabhängig von der kon- 
junkturellen Situation erscheint das Gesetz aus ver- 
fassungsrechtlichen und sozialpolitischen Gründen 
vorrangig. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß der vom 
vorliegenden Gesetzentwurf nicht geänderte 
Wegfall des Anspruchs auf sozialversicherungs- 
reditliche Leistungen für Kinder mit Vollendung 
des 25. Lebensjahres in den Fällen nicht gerecht- 
fertigt ist, in denen das Kind infolge körper- 
licher oder geistiger Gebrechen spätestens bei 
Vollendung des 25. Lebensjahres außerstande 
ist, sich selbst zu unterhalten. 

Der Wegfall des Anspruchs auf Waisenrente, 
Kinderzuschuß und Kinderzulage mit Vollendung 
des 25. Lebensjahres auch im Falle erheblicher 
körperlicher und geistiger Gebrechlichkeit des 
Kindes ist nur noch im Recht der gesetzlichen 
Renten- und Unfallversicherung statuiert, wäh- 
rend auf anderen vergleichbaren Rechtsgebieten 
BBG, BVG, BKGG, AFG) eine zeitlich unbe- 
grenzte Weiterzahlung dieser Leistungen erfolgt. 
Der Bundesrat bittet daher, wegen des bestehen- 
den engen Sachzusammenhangs mit den im vor- 
liegenden Gesetzentwurf enthaltenen Änderun- 
gen im Laufe des weiteren Gesetzgebungsver- 
fahrens zu prüfen, ob nicht eine Regelung derge- 
stalt angezeigt ist, daß gleichzeitig mit der Be- 
seitigung der Benachteiligung einer Gruppe von 
Kindern — der Verheirateten — auch die Be- 
nachteiligung einer anderen Gruppe von Kin- 
dern — der Behinderten im Recht der gesetz- 
lichen Unfall- und Rentenversicherung — aufge- 
hoben wird. Die Schlechterstellung der Behinder- 
ten in der Unfall- und Rentenversicherung im 
Vergleich zu den anderen genannten Rechtsge- 
bieten ist sachlich nicht begründet und muß den 
Betroffenen unverständlich erscheinen. Die an- 


gestrebte Regelung würde nicht nur der in der 
neueren Gesetzgebung festzustellenden Tendenz 
zu stärkerer Berücksichtigung der Belange behin- 
derter Personen Rechnung tragen, sondern auch 
einer möglichst gleichmäßigen Verwirklichung 
des Rechts der sozialen Sicherheit dienen. 

2. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz bedarf nach der vom Bundesrat stän- 
dig vertretenen Auffassung seiner Zustimmung, 
weil es Gesetze ausdrücklich ändert, die mit Zu- 
stimmung des Bundesrates erlassen worden sind 
bzw. denen der Bundesrat zugestimmt hat. 

3. Zu den Artikeln 9 und 11 

a) Der Text des Artikels 9 wird Absatz 1; es ist 
folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht im. Land Berlin." 

b) In Artikel 11 sind die Worte „mit Ausnahme 
von Artikel 9" zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Übliche Fassung der Berlin-Klausel. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt werden. 
Begründung 

Die abschließende Behandlung des Regierungsent- 
Wurfs durch den Bundestag ist vordringlich, weil die 
Verheiratetenklauseln nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts verfassungswidrig sind. 
Die Behandlung des Regierungsentwurfs würde ver- 
zögert, wenn mit ihr die Prüfung des vom Bundes- 
rat aufgegriffenen Problems verbunden würde. Diese 
Verzögerung kann nicht in Kauf genommen werden, 
zumal da zwischen dem vom Bundesrat aufgegriffe- 
nen Problem und dem Gegenstand des Regierungs- 
entwurfs kein unmittelbarer Sachzusammenhang be- 
sieht. Die Prüfung des vom Bundesrat aufgegriffenen 
Problems erfolgt in anderem Zusammenhang (vgl. 
C 111 4 c, cc des Berichts der Bundesregierung zur 


Frage der Rentenversicherung — BT-Drucksache 
VI/1126). 

Zu 2. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein 
Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungs- 
gesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 

Zu 3. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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